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Verwaltungsgericht Braunschweig
Am Wendentor 7
38100 Braunschweig
1. Kammer

Kommunalverfassungsstreitverfahren
betr. die Rechtswirksamkeit eines
Beschlusses des Verwaltungsausschusses

Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung

des Peter Rosenbaum, stimmberechtigtes Mitglied im Verwaltungsausschuss der 
Stadt Braunschweig  (Antragsteller)

gegen

die Stadt Braunschweig, vertreten durch den Oberbürgermeister 
(Antragsgegnerin)

Ein Anspruch auf Eilbedürftigkeit ergibt sich aus der Tatsache, dass trotz zahlreicher regulärer 
Sitzungen des Verwaltungsschusses in den nächsten Wochen, am 8. Oktober mitgeteilt wurde, dass 
schon für Donnerstag, den 11. Oktober eine Sondersitzung des Verwaltungsausschusses einberufen 
wurde, auf dem ein Beschluss des VA vom 2. Oktober erneut auf die Tagesordnung gesetzt wurde 
und entschieden werden soll.

Der Antragsteller ist in seinen Rechten betroffen, weil einem rechtswirksamen Beschluss, der in 
seinem Sinne vom Verwaltungsausschuss beschlossen wurde, die Rechtswirksamkeit entzogen 
werden soll.

Es wird beantragt,
1.) festzustellen, dass entgegen der Auffassung des Oberbürgermeisters und Vorsitzenden des 
Verwaltungsausschusses ein Beschluss des Verwaltungsausschusses rechtswirksam ist, und 
weiter wird beantragt
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2.) den Oberbürgermeister und Vorsitzenden des Verwaltungsausschusses zu verpflichten, die 
Regeln der Geschäftsordnung des Rates vom 8.1.2011 einzuhalten (zuletzt geändert am 28. Februar 
2012) und entsprechend der Regelung § 18, Abs 4 i. V. mit § 14, Nr. 10 ein halbes Jahr zu warten, 
bis er den Beratungsgegenstand des rechtswirksamen Beschlusses erneut auf die Tagesordnung des 
Ausschusses bringt. Alternativ könnte er mit Ratsmehrheit die Geschäftsordnung diesbezüglich 
ändern.

Begründung zu 1)
Feststellung der Rechtswirksamkeit eines VA-Beschlusses

Mit Schreiben vom 8. Oktober 2012   informiert der Oberbürgermeister von Braunschweig die 
Ratsfraktionen über den folgenden Sachverhalt:

Mit seinem mündlichen Vortrag zu Top 7 des Verwaltungsausschusses, habe er, Oberbürgermeister 
Dr. Hoffmann, den Ratsherrn Wendroth und "mit ihm die gesamte CDU-Fraktion" so "subjektiv 
unvermeidbar" verwirrt, dass Wendroth (und mit ihm die gesamte CDU-Fraktion) irrtümlich 
meiner, des Ratsherrn Rosenbaum, Stimmabgabe folgte und mit "nein" abgestimmt habe, obwohl 
Wendroth (und mit ihm die gesamte CDU-Fraktion) in der Sache mit "ja" habe abstimmen wollen.

Sechs Tage nach der Sitzung des Verwaltungsausschusses macht der Oberbürgermeister für 
Ratsherr Wendroth § 119 BGB geltend, wonach eine Willenserklärung anfechtbar sei, wenn sie 
erratisch erfolgt ist, d. h. für diesen Fall, dass davon auszugehen ist, dass Ratsherr Wendroth die 
Erklärung "bei Kenntnis der Sachlage und bei verständiger Würdigung des Falles nicht abgegeben 
haben würde".

§ 119 BGB ist hier jedoch nicht einschlägig. Prinzipiell gilt er nur für privatrechtliche 
Willenserklärungen, nicht für Verwaltungsakte. Zwar ist auch das öffentliche Recht vom 
Privatrecht durchdrungen, da dem Privatrecht im öffentlichen Recht eine Art Lückenkompetenz 
zukommt (§ 62 VwVfG), so dass § 119 auch anzuwenden ist auf öffentliche Verträge und 
öffentliche Willenserklärungen von Bürgerinnen oder Bürgern (Palandt, Rn 6). Nun geht es aber 
hier gar nicht um den Willensbildungsprozess betreffend eine formale oder inhaltliche 
Vertragsgestaltung (§ 62 VwVfG), vielmehr betreffen die Irrungen und Wirrungen allein die 
Beschlussfassung über einen Vertrag (§ 91 VwVfG). Angemerkt sei, dass es sich um eine 
vertragliche Regelung nicht allein zwischen einem Bürger und der Kommune handelt. Es geht um 
eine vertragliche Delegation von Stadtplanung und Stadtgestaltung, um einen Vertrag der von der 
Ausschreibung über den Baumaßnahmen bis hin zur Nutzung des öffentlichen Raums letztlich auf 
alle Bürgerinnen und Bürger Außenwirkung zeitigt.

Im "öffentlichen Recht ist selbst eine analoge Anwendung der §§ 116 ff. (speziell des § 119) auf 
Verwaltungsakte (i. S. von § 35 S. 1 VwVfG) grundsätzlich abzulehnen", denn die möglichen 
Konsequenzen würden eine "Revolutionierung des gesamten Verwaltungsrechts bedeuten". (Kramer 
in MüK BGB, Vorauflage, Rn 31). Wie soll etwa mit den Ergebnissen geheimer Abstimmungen 
umgegangen werden, wenn die Fraktion einer Partei geltend macht, dass sie irrtümlich für die 
andere Partei gestimmt habe, die Abstimmung also nach einigen Tagen wiederholt werden müsse?

Zusammenfassend in diesem Sinne Thiele, Nds. Kommunalverfassungsgesetz, § 66, S. 193, Rn 4:
"Eine irrtümliche Stimmabgabe kann nach dem auch im öffentlichen Recht zu beachtenden 
Grundsatz von Treu und Glauben bis zum Ende des Abstimmungsverfahrens korrigiert werden. Die 
spätere Anfechtung wegen Irrtums ist dagegen ausgeschlossen."
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2)
Rechtsgestaltend ist der Oberbürgermeister zu verpflichten, die Geschäftsordnung des Rates zu 
respektieren und insbesondere auch die folgende Anweisung zu befolgen:

§ 18 Abs. 4 heißt es: "Ist ein Antrag i. S. des § 14 Nr. GO durch Sachbeschluss abgelehnt, worden, 
darf derselbe Beratungsgegenstand vor Ablauf eines halben Jahres nicht wiederum auf die 
Tagesordnung gesetzt werden, es sei denn, dass eine wesentliche Änderung der Sach- oder 
Rechtslage eingetreten ist."

Nun macht der Oberbürgermeister im Schreiben vom 08.10.2012 geltend, dass § 18 Abs 4 nur für 
Anträge gälte und nicht auch für Beschlussvorlagen des Oberbürgermeisters.

Ausdrücklich heißt es § 14 Nr. 10 der Geschäftsordnung: "Beratung und Beschluss über Vorlagen 
des Oberbürgermeisters, über Anträge und Berichte des VA und der Ausschüsse."

Denn § 18, 4 besagt eben nicht: "Ist ein Antrag durch Sachbeschluss abgelehnt, ..." was das 
Wiedereinbringunsverbot auf Anträge beschränken würde. Vielmehr wird der Bedeutungsumfang 
des Begriffes "Antrag" für diese Anweisung eigens definiert und erweitert auf "Antrag im Sinne 
des § 14 Nr. 10 GO", wobei § 14 Nr. 10 dann Vorlagen des Oberbürgermeisters, soweit sie 
Beratungs- und Beschlussgegenstände sind, ausdrücklich einschließt.

gez. Peter Rosenbaum

Anlagen:
- Geschäftsordnung für den Rat
- Tagesordnung für den VA vom 02.10.2012

mit Vorlage für TOP 7 und Abstimmungsprotokoll
- Tagesordnung für den VA vom 11.10.2012

Mit Schreiben des Oberbürgermeisters und Vorlage des TO.
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